
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 3. September 2018  

 
 Nr. 2018/1382  

Änderung des Sozialgesetzes; Restkostenfinanzierung bei ambulanter Pflege 
Inkraftsetzung 
  

1. Erwägungen 

Mit Beschluss vom 8. Mai 2018 (RG 0006/2018) hat der Kantonsrat eine Änderung des Sozialge-
setzes vom 31. Januar 2007 (BGS 831.1, SG) beschlossen. Dadurch wird die Restkostenfinanzie-
rung bei der ambulanten Pflege neu geregelt. Die Referendumsfrist gegen den Beschluss vom 8. 
Mai 2018 ist am 24. August 2018 unbenutzt abgelaufen. Entsprechend werden die Änderungen 
auf den 1. Januar 2019 in Kraft gesetzt. Es gilt ab dann eine Übergangsfrist von drei Jahren bis 
zum 31. Dezember 2021. Auf den 1. Januar 2022 müssen die betroffenen Dienstleistungserbrin-
ger auf die neue Subjektfinanzierung umgestellt haben. 

2. Beschluss 

Die Änderung des Sozialgesetzes vom 8. Mai 2018 tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

Andreas Eng 
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